
 
Dringlicher Antrag  
der Fraktion DIE LINKE  
betreffend Erweiterung zu dem Antrag 
der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
betreffend Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
nach Art. 92 HV, § 54 GOHLT 
Drucksache 18/1790 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Untersuchungsauftrag wird wie folgt erweitert: 
 
Es soll aufgeklärt werden: 
 
1. Wie ist die hessische Finanzverwaltung mit der Steuerpflicht von 

Mitgliedern des hessischen Staatsgerichtshofes umgegangen?  
 
2. Ist es aus politischen Gründen im Fall W. in den Steuerbezirken 

Frankfurt bzw. Offenbach zu Übervorteilungen gekommen? Dazu soll 
nach Abschluss des Gerichtsverfahrens vor dem Darmstädter Landge-
richt der Untersuchungsausschuss die dort vorgelegten und mögli-
cherweise weitere Akten prüfen und bewerten. 

 
Wiesbaden, 26. Januar 2010 

Der Fraktionsvorsitzende: 
van Ooyen 
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Drucksache 18/1826  

 

 26. 01. 2010 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

18. Wahlperiode 
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